
Das europäische Gipfeltreffen ver-
lief diskret, die Gruppe tagte hin-
ter verschlossenen Türen. Es gab

keine Fotos und keine Pressemitteilungen,
wie immer, wenn einmal im Jahr die ge-
heimsten Polizisten aus 31 Ländern zu-
sammenkommen. 
Es sind die Chefs von verdeckten Er-

mittlern quer durch Europa, und vorige
Woche berieten sie routinemäßig über
 einen der umstrittensten Bereiche der
 Polizeiarbeit: die Unterwanderung krimi-
neller Milieus und Subkulturen durch Be-
amte in Zivil, unter falschem Namen und
mit fiktiven Lebensläufen. Für Deutsch-
land saßen Vertreter des Zollkriminal-
amts und des Bundeskriminalamts (BKA)
am Konferenztisch. 
In diesem Jahr überschattete den Gip-

fel ein Skandal, der diese Art von Poli-
zeieinsatz womöglich nachhaltig verän-
dern wird: Im Januar war der britische
Ermittler Mark Kennedy aufgeflogen. Un-
ter dem Decknamen „Stone“ hatte der
tätowierte Brite mindestens sieben Jahre
lang in mehr als 20 Ländern linke Grup-
pen unterwandert, Aktivisten in Blocka-
detechniken geschult und militante Ak-
tionen mitgeplant. 

In Deutschland, wo er besonders häufig
vorbeischaute, fiel er sogar seinen unifor-
mierten Kollegen negativ auf. Nach einer
Demonstration autonomer Gruppen in
Berlin wurde Kennedy festgenommen,
weil er  versucht hatte, eine Mülltonne an-
zuzünden. „Milieutypische Straftat“ heißt
so etwas im Polizeideutsch. Und die ist
auch ausländischen Gast-Ermittlern ver-
boten.
Nach Kennedys Enttarnung, der unter

seinem falschen Namen auch amouröse
Beziehungen zu Frauen aus der Szene
pflegte, flogen nicht nur etliche interna-
tional aktive britische Spitzel auf. Der
Fall wirft auch ein Schlaglicht auf eine
bislang weithin unbekannte Form der eu-
ropäischen Verbrechensbekämpfung: Seit
rund einem Jahrzehnt tauschen diverse
Staaten gegenseitig Ermittler aus. So ist
ein polizeilicher Wanderzirkus rund um
Großereignisse wie den G-8-Gipfel in
 Heiligendamm oder den kommenden im
französischen Deauville entstanden, der
sich kaum noch von der Arbeit der Ge-
heimdienste unterscheidet – ohne aller-
dings ausreichend kontrolliert zu werden. 
In Heiligendamm waren neben Ken -

nedy rund zehn ausländische Polizisten

im Einsatz, darunter ein walisischer Kol-
lege mit dem Decknamen „Marco Ja-
cobs“, ein angeblicher Lastwagenfahrer
aus Cardiff, der in den Aktivistencamps
an der Ostsee durch seine Trinkfestigkeit
auffiel. Im Gegenzug schicken auch deut-
sche Behörden ihre Undercover-Beamten
durch die Welt. Allein das Berliner Lan-
deskriminalamt hatte 2005 zu den G-8-
Protesten im schottischen Gleneagles fünf
Beamte entsandt, die jeweils von einem
Verbindungsbeamten begleitet wurden,
der als Ansprechpartner diente und die
Erkenntnisse der Maulwürfe im Milieu
weitertragen sollte.
Wie aus einer internen Umfrage der

EU von 2008 hervorgeht, ist in diesem
klandestinen Gewerbe kein Land so ak-
tiv wie die Bundesrepublik. Seit 2002
 haben deutsche Behörden jährlich ins -
gesamt   50 bis 70 verdeckte Ermittler aus
dem Ausland angefordert oder eigene
dorthin entsandt. Aktuell erhobene Zah-
len ließen „den Schluss zu, dass die Häu-
figkeit entsprechender Einsätze in den
letzten Jahren konstant geblieben ist“,
bestätigt ein Sprecher des Bundesinnen-
ministeriums.
Dabei ist die rechtliche Situation hier-

zulande besonders heikel. Anders als in
vielen Nachbarstaaten werden ausländi-
sche Beamte auf deutschem Boden nicht
als polizeiliche verdeckte Ermittler ein-
gestuft, sondern als zivile „Vertrauens -
personen“; als Ansprechpartner aus der
Szene also, wie sie Polizei und Verfas-
sungsschutz in diversen Milieus führen.
Sie dürfen deshalb zwar keine Waffe tra-
gen, sind aber befreit von den strengen
rechtlichen Vorschriften für deutsche Be-
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Maulwürfe im Milieu
Verdeckte Ermittler aus dem Ausland gehören längst zum Reper-

toire der Polizei. Sie agieren effizient und weitgehend 
unkontrolliert. Die Bundesregierung verlangt nun engere Regeln.

Anti-G-8-Proteste im schottischen Gleneagles 2005: „Die Demokratie auf den Kopf gestellt“





amte – und mithin attraktiv, wenn es um
Missionen in Polit-Gruppen wie etwa bei
militanten Globalisierungsgegnern geht. 
„Das Parlament hat von diesem neuen

Instrument der ausländischen Vertrauens-
person bis zum Fall Kennedy nichts ge-
wusst“, sagt der Bundestagsabgeordnete
Hans-Christian Ströbele von den Grünen.
Es könne nicht sein, „dass die Ermittler
quasi hoheitliche Aufgaben übernehmen,
aber rechtlich behandelt werden wie Pri-
vatpersonen“. Auch der SPD-Innenexper-
te Dieter Wiefelspütz nennt die juristische
Konstruktion „abenteuerlich“ und „recht-

lich äußerst fragwürdig“. Ausländische
Ermittler „fummeln ohne klare Regeln
im Grundrechtsbereich herum, sie müss-
ten aber eigentlich besonders eng geführt
und kontrolliert werden“. Der Linkspar-
tei-Abgeordnete Andrej Hunko fordert
„klare Regeln und mehr Transparenz“, zu-
mal Kennedy und Co. auf politische Grup-
pen angesetzt gewesen seien: „Wenn ein
Staat gesellschaftliche Bewegungen heim-
lich beeinflusst, wird die Demokratie auf
den Kopf gestellt.“
Die neue Polizeistrategie gilt als so ef-

fizient, dass die Bundesregierung sie wäh-
rend ihrer Ratspräsidentschaft 2007 ver-
einfachen und ausbauen wollte, wie EU-
Dokumente belegen. Demnach versuchte
die deutsche Delegation ein Jahr vor dem
G-8-Gipfel in Heiligendamm, den Rat
dazu zu bewegen, „die praktische Zusam-
menarbeit der Strafverfolgungsbehörden
zu intensivieren“ und „bestehende Hin-
dernisse in der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit weiter abzubauen“.

Zur Begründung führten die Deutschen
an, die Erfahrungen hätten gezeigt, dass
ausländische verdeckte Ermittler „leichter
in kriminelle Vereinigungen eingeschleust
werden können“. Zudem könne die Ent-
deckungsgefahr reduziert werden. 
Für Heiligendamm wurde Kennedy

vom Landeskriminalamt Mecklenburg-
Vorpommern angefordert, beim Nato-Gip-
fel 2009 in Baden-Baden und Straßburg
baten die Kollegen aus Baden-Württem-
berg um seine Unterstützung. In beiden
Fällen hatten die Behörden eine schrift -
liche Vereinbarung mit der britischen
 Polizei geschlossen. Kennedy, der stets in
Begleitung seines englischen Führungs -
beamten anreiste, habe „eine Belehrung
erfahren“, dass er sich an deutsche Ge -
setze zu halten habe, rechtfertigt sich
Mecklenburg-Vorpommerns Innenminis-
ter Lorenz Caffier (CDU). Das Land trug
Reisekosten und Spesen.
Als Lehre aus dem Fall Kennedy hat

das Bundesinnenministerium die Innen-
ministerkonferenz nun aufgefordert, „Op-
timierungsmöglichkeiten“ zu prüfen. Ins-
besondere die Verantwortlichkeiten für
ausländische Ermittler und die Berichts-
wege sollen überdacht werden. Ende Juni,
wenn sich Bundesinnenminister Hans-
 Peter Friedrich (CSU) mit seinen Landes-
kollegen in Frankfurt am Main zur Früh-
jahrskonferenz trifft, steht der „Interna-
tionale Einsatz verdeckter Ermittler“ auf
Punkt 23 der Tagesordnung. Bis zur
Herbstsitzung sollen Ergebnisse vorlie-
gen. Grünen-Politiker Ströbele fordert da-
gegen „eine klare gesetzliche Regelung.
Ich erwarte, dass die Bundesregierung ei-
nen entsprechenden Entwurf vorlegt“.
Von der Initiative aus Berlin sind nicht

alle begeistert, Länder wie Mecklenburg-
Vorpommern halten die bisherigen Rege-
lungen für ausreichend. BKA-Präsident
Jörg Ziercke sagte vor dem Innenausschuss
süffisant, bislang habe man für derlei Ein-
sätze „stets Lob von Seiten der Politik“
erhalten. 
Als Mark Kennedy im vergangenen

Herbst aufflog, plante er gerade eine wei-
tere Deutschlandreise. Er wollte nach
Hamburg, zu einem Treffen von Tier-
rechts-Aktivisten. Doch dann fand seine
damalige Freundin Papiere mit seinem ech-
ten Namen – ein Anfängerfehler.
Für die britische Polizei ist der Fall eine

Blamage. Der Einheit, die die Vereinba-
rungen mit den deutschen Landeskrimi-
nalämtern abschloss, wurde die Zustän-
digkeit für die „Verdeckten“ entzogen.
Und die Kritiker solcher Einsätze haben
einen neuen Kronzeugen: Kennedy selbst.
Aus seinem Versteck gab er der britischen
„Daily Mail“ ein Interview. Er habe keinen
Schritt ohne Wissen seines V-Mann-Füh-
rers gemacht, betonte der Brite und klagte
über seinen Ex-Job: „Die Welt der ver-
deckten Polizeiarbeit ist grau und trübe.“
VEIT MEDICK, SVEN RÖBEL, MARCEL ROSENBACH

Deutschland
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Enttarnter Undercover-Polizist Kennedy
Fummeln im Grundrechtsbereich


